
 Vernehmlassungsvorlage des 
Regierungsrats vom 10. August 2010 

 

P.S.: Änderungen und Ergänzungen gegenüber der geltenden Gesetzgebung 
sind randvermerkt und unterstrichen, Wegfallenes ist durchgestrichen. 

Signatur OWFD.87 

Steuergesetz 
Nachtrag vom  

Der Kantonsrat des Kantons Obwalden 

beschliesst: 

I. 

Das Steuergesetz vom 30. Oktober 19941

Art. 2 Abs. 4 und 5 

 wird wie folgt geändert: 

4  Zur Finanzierung einer bedeutenden kommunalen Infrastrukturanlage kann 
der Gemeindesteuerfuss zeitlich befristet und zweckgebunden erhöht wer-
den. Die Festlegung der zusätzlichen Einheiten erfolgt zusammen mit dem 
entsprechenden Kreditbeschluss an einer kommunalen Urnenabstimmung. 

4 5

Art. 37 Abs. 1 

 Der Kantonsrat kann bei guter Finanzlage mit der Verabschiedung des 
Staatsvoranschlages für das betreffende Voranschlagsjahr einen Rabatt von 
höchstens 0,3 Einheiten des Staatssteuerfusses gewähren. 

1

a. für Ehepaare, die in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe leben, 
sowie für verwitwete, gerichtlich oder tatsächlich getrennt lebende, ge-
schiedene und ledige Steuerpflichtige, die allein mit Kindern im Sinne 
von Buchstabe b oder mit unterstützungsbedürftigen Personen im Sinne 
von Buchstabe d im gleichen Haushalt zusammenleben und deren Un-
terhalt zur Hauptsache bestreiten, 20 Prozent des Reineinkommens, 
mindestens Fr. 4 300.–, höchstens Fr. 10 000.–; 

 Zur Berechnung des steuerbaren Einkommens werden vom Reineinkom-
men abgezogen: 

b. als Kinderabzug für minderjährige Kinder unter der elterlichen Sorge der 
Steuerpflichtigen sowie für volljährige Kinder bis zum erfüllten 
25. Altersjahr, die in der beruflichen Ausbildung stehen und deren Unter-
halt die Steuerpflichtigen zur Hauptsache bestreiten, Fr. 4 000.– für jedes 
Kind; dauert die Erstausbildung ordentlicherweise länger, so wird der Ab-
zug bis zum Abschluss dieser Erstausbildung gewährt. Stehen Kinder 
unter gemeinsamer elterlicher Sorge nicht gemeinsam besteuerter Eltern, 
kommt der Kinderabzug jenem Elternteil zu, der für das Kind Unterhalts-
beiträge gemäss Art. 35 Abs. 1 Bst. c dieses Gesetzes erhält. Werden 
keine Unterhaltsbeiträge geleistet, kommt der Kinderabzug jenem Eltern-
teil zu, der für den Unterhalt des Kindes zur Hauptsache aufkommt und 
keinen Abzug gemäss Art. 35 Abs. 1 Bst. c dieses Gesetzes bean-
sprucht; 

 Fr. 6 100.– für jedes minderjährige oder in der beruflichen oder schuli-
schen Ausbildung stehende Kind, für dessen Unterhalt die steuerpflichti-
ge Person sorgt; werden die Eltern getrennt besteuert, so wird der Kin-
derabzug hälftig aufgeteilt, wenn das Kind unter gemeinsamer elterlicher 
Sorge steht und keine Unterhaltsbeiträge nach Art. 35 Abs. 1 Bst. c die-
ses Gesetzes für das Kind geltend gemacht werden; 

c. befinden sich Kinder, für die die Steuerpflichtigen nach Buchstabe b 
einen Abzug beanspruchen können, nach Abschluss der obligatorischen 



  

Schulzeit noch in einer Vollzeit-Schulausbildung, so können die Steuer-
pflichtigen für die daraus entstehenden Mehrkosten einen zusätzlichen 
Abzug von pauschal Fr. 1 600.– vornehmen. Ist der Wohn- oder Aufent-
haltsort solcher Kinder aus Gründen der Ausbildung vom Wohnort der 
Steuerpflichtigen verschieden, so erhöht sich dieser Abzug um 
Fr. 5 700.– für jedes Kind; 

 als Unterstützungsabzug für erwerbsunfähige oder beschränkt erwerbs-
fähige Personen, an deren Unterhalt die Steuerpflichtigen mindestens in 
der Höhe des Abzugs beitragen, Fr. 2 400.– für jede unterstützte Person. 
Dieser Abzug kann nicht beansprucht werden für den Ehegatten und für 
Kinder, für die ein Abzug nach Buchstabe b oder Art. 35 Bst. c dieses 
Gesetzes gewährt wird; (bisher Bst. d) 

e.d.als Sozialabzug für die Steuerberechnung: 
– Fr. 10 000.– für Ehepaare, die in rechtlich und tatsächlich ungetrenn-

ter Ehe leben; 
– Fr. 10 000.– für die übrigen Steuerpflichtigen; (bisher Bst. e) 

e. als Sonderabzug: 

 – für Steuerpflichtige, die mit Kindern im Sinne von Buchstabe b im 
gleichen Haushalt zusammenleben und über ein Reineinkommen von 
unter Fr. 100 000 verfügen, 10 % zwischen der Differenz von 
Fr. 100 000 und dem Reineinkommen; 

 – für Ehepaare, die ohne Kinder im Sinne von Buchstabe b in rechtlich 
und tatsächlich ungetrennter Ehe leben und über ein Reineinkommen 
von unter Fr. 75 000 verfügen, 10 % zwischen der Differenz von 
Fr. 75 000 und dem Reineinkommen; 

 – für die übrigen Steuerpflichtigen, die über ein Reineinkommen von 
unter Fr. 50 000 verfügen, 10 % zwischen der Differenz von 
Fr. 50 000 und dem Reineinkommen.  

Art. 87 

Die Gewinnsteuer der Kapitalgesellschaften und Genossenschaften beträgt 
65,5 Prozent des Reingewinns. 

Steuersatz 

Art. 91 Abs. 1 

1

Art. 92 

 Die Gewinnsteuer der Vereine, Stiftungen, Korporationen, Teilsamen, Alp-
genossenschaften und der übrigen juristischen Personen beträgt 
6 5,5 Prozent des Reingewinns. 

Die Gewinnsteuer der kollektiven Kapitalanlagen (Art. 69 Abs. 2 dieses Ge-
setzes) beträgt 6 5,5 Prozent des Reingewinns. 

Art. 98 Abs. 2 

2 Die Jahressteuer hat in allen Fällen unter Mitberücksichtigung der Ge-
winnsteuer für unbeschränkt Steuerpflichtige mindestens Fr. 1 000.– und für 
beschränkt Steuerpflichtige mindestens Fr. 500.– je Steuerjahr zu betragen, 
ausgenommen bei Genossenschaften mit Selbsthilfecharakter ohne gewinn-
strebende Tätigkeit. 



  

Art. 99 Abs. 1 

1

II. 

 Holding- und Domizilgesellschaften entrichten an Stelle der ordentlichen 
Kapitalsteuer eine feste Steuer von 0,01 Promille des einbezahlten Kapitals 
und der offenen Reserven, mindestens aber Fr 1 000.– je Steuerjahr für 
unbeschränkt Steuerpflichtige bzw. Fr. 500.– je Steuerjahr für beschränkt 
Steuerpflichtige. 

Die Verordnung zum Einführungsgesetz zum Krankenversicherungsgesetz 
vom 28. Januar 19992

Art. 7 Abs. 1 Bst. b 

 wird wie folgt geändert: 

1  Anspruch auf Prämienverbilligung der Grundversicherung besteht, soweit 
die kantonalen Durchschnittsprämien für Erwachsene, junge Erwachsene 
und Kinder der Krankenpflegegrundversicherung samt Unfalldeckung den 
gesetzlichen Selbstbehalt des anrechenbaren Einkommens übersteigen. 
Bei Kindern und jungen Erwachsenen in Ausbildung mit einem anrechen-
baren Einkommen bis Fr. 50 000.– darf die Prämienverbilligung 50 Prozent 
der kantonalen Durchschnittsprämie nicht unterschreiten (Mindestan-
spruch). Das anrechenbare Einkommen entspricht dem steuerbaren Ein-
kommen: 

b.  unter Aufrechnung von: Sozialabzug und Sonderabzug für die Steuer-
berechnung, 20 Prozent des steuerbaren Vermögens, Zweitverdiener-
abzug, Abzug von Renten aus beruflicher Vorsorge und privater Versi-
cherung, allfälliger Liegenschaftsverlust, Schuldzinsenabzug, Abzug für 
gemeinnützige Zuwendungen sowie für Beiträge und Einkaufssummen 
an die Säule 3a und Einkaufssummen an die 2. Säule. Bei Steuerpflich-
tigen ohne Einzahlungen in die 2. Säule ist die Aufrechnung für Einzah-
lungen in die Säule 3a angemessen herabzusetzen. 

III. 

Der Regierungsrat bestimmt, wann dieser Nachtrag in Kraft tritt. Er unterliegt 
dem fakultativen Referendum. 

Sarnen,  Im Namen des Kantonsrats 
Die Ratspräsidentin:  
Die Ratssekretärin:  

 
1 GDB 641.4 
2 GDB 851.11 


